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Betrifft

Satzung zur Anderung der Verwaltungsgebihrensatzung der Stadt Miinster mit der Anlage zur
Verwaltungsgebulhrensatzung (Verwaltungsgebihrentarif) der Stadt Minster

Beratungsfolge

11.02.2014 Ausschuss fur Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften Vorberatung
12.02.2014 Hauptausschuss Vorberatung
12.02.2014 Rat Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Satzung zur Anderung der Verwaltungsgeblhrensatzung der Stadt Munster mit der Anlage zur
Verwaltungsgebihrensatzung (Verwaltungsgebuihrentarif) der Stadt Minster wird beschlossen.

Begriindung:

Nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Gebuhrengesetz NRW kdnnen die Gemeinden und Gemeindeverbande in
ihrem Aufgabenbereich fir Amtshandlungen, die in Geblhrenordnungen erfasst sind, eigene
Geblhrenordnungen (Satzungen) mit (abweichenden) Gebuhrensatzen erlassen. Die Stadt
Munster hat auf dieser Grundlage eine Verwaltungsgebihrensatzung erlassen (vom 19.12.1997).

Mit der zur Beschlussfassung vorgelegten Satzung sollen der § 2 sowie der §7 der
Verwaltungsgebihrensatzung wie auch Verwaltungsgebuhrentarife aus folgenden Bereichen
geandert bzw. angepasst werden:

« Standesamt (Amt 34)

o Amt fir Gesundheit, Veterinar- und Lebensmittelangelegenheiten (Amt 53)
e Amt fir Wohnungswesen (Amt 64)

e Standesamt - Amt 34

Das Amt 34 regt mit Bezug auf die Allgemeine Verwaltungsgebihrenordnung NRW an, in der An-
lage zu § 1 Abs. 1 Verwaltungsgebihrensatzung der Stadt Mlnster wie folgt den bisherigen Ver-
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waltungsgebuhrentarif 12.9 aufzuheben und neu zu besetzen sowie den Verwaltungsgebuhrentarif
12.10 neu aufzunehmen:

Auszug Verwaltungsgebiihrentarif | Anpassung Verwaltungsgebiihrentarif Gebiihr
(in der Fassung ab 01.01.2013) (Beschlussvorschlag) €

Nr. 12.9 Nr. 12.9

Folgebeurkundung Religionszuge- | entfillt

horigkeit im Geburtenregister auf

Antrag
Neubesetzung Nr. 12.9: neu:
Erteilung einer Bescheinigung iiber )

) . , . 10,00

eine Namensédnderung oder iiber eine
namensrechtliche Erklarung

Nr. 12.10 Neu: Nr. 12.10

bisher nicht vorhanden Beglaubigte Ablichtung aus einem neu:
bis zum 31.12.2008 angelegten 10,00
Personenstandsbuch oder den
fritheren Standesregistern

Begrundung:

Die Gebuhr fur die Amtshandlung ,Folgebeurkundung Religionszugehdrigkeit im Geburtenregis-
ter auf Antrag“ wurde erstmals als Verwaltungsgebiihrentarif 12.9 in der 7. Anderungssatzung
vom 13.12.2012 (veréffentlicht im Amtsblatt der Stadt Minster 2012, Nr. 23 S. 243) neu aufge-
nommen. Das Amt 34 ging seinerzeit davon aus, dass der Geblhrentatbestand in die Gebilh-
renordnung des Landes aufgenommen wirde. Da aber die Ermachtigungsgrundlage im Lan-
desgebuhrentarif fehlt, kann dieser Tarif rechtlich nicht greifen und muss darum entfallen.

Bei der neu besetzten Position 12.9 ,Erteilung einer Bescheinigung Uber eine Namensanderung
oder Uber eine namensrechtliche Erklarung®“ und bei der neuen Position 12.10 ,Beglaubigte Ab-
lichtung aus einem bis zum 31.12.2008 angelegten Personenstandsbuch oder den friheren
Standesregistern® handelt es sich um Amtshandlungen, die im Landesgeblhrentarif enthalten
sind.

o Amt fir Gesundheit, Veterindr- und Lebensmittelangelegenheiten - Amt 53
Das Amt 53 regt mit Bezug auf die Allgemeine Verwaltungsgebuhrenordnung NRW an, in der

Anlage zu § 1 Abs. 1 Verwaltungsgebuhrensatzung der Stadt Minster folgenden Verwaltungs-
gebuhrentarif zu erhéhen:

V/0058/2014



Auszug Verwaltungsgebiihrentarif | Anpassung Verwaltungsgebiihrentarif Gebiihr
(in der Fassung ab 01.01.2013) (Beschlussvorschlag) €
Nr.9.2 Nr. 9.2
Zeugnisse iiber drztlichen Befund | Text bleibt unverdndert gegeniiber- bisher:
und gutachterliche Stellungnahmen | bisheriger Fassung (ab 01.01.13) 30,00
bis 350,00
neu:
30,00
bis 400,00
Begrundung:

Der Tarif 9.2 der stadtischen Verwaltungsgebuhrensatzung ist unter Berticksichtigung der aktu-
ellen Landesrichtwerte fir die Einbeziehung des Verwaltungsaufwandes bei Verwaltungsgebuh-
ren (MBI. NRW. Ausgabe 2013 Nr. 14 vom 15.07.13) anzuheben.

Amt fur Wohnungswesen - Amt 64

Erganzung des § 2 der Satzung um Nr. 4 (Beschlussvorschlag):

Wortlaut des § 2 Gebuhrenfreie Amtshandlungen Nr. 4:

Gebuhrenfrei sind neben gesetzlich geregelten Fallen:

» ... 4. Amtshandlungen zur Erteilung von Wohnberechtigungsscheinen fiir Empfanger/-innen von lau-
fenden Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII) sowie von Ar-
beitslosengeld II (SGB II), soweit der Antrag im Rahmen einer personlichen Vorsprache abschlieBend
bearbeitet werden kann. *

Begrindung:

Das Amt 64 erhebt bei der Ausstellung von Wohnberechtigungsbescheinigungen von Empfan-
gern / Empfangerinnen von laufenden Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung (SGB XIlI) sowie von Arbeitslosengeld Il (SGB Il) keine Gebuhren. Diese Re-
gelung basiert auf § 6 Gebuhrengesetz NRW.

Flr diese bisher schon praktizierte Gebuhrenbefreiung bedarf es einer Regelung in der stadti-
schen Verwaltungsgeblhrensatzung.

§ 7 Gebiihrenpflichtige

Redaktionelle Satzungsanpassung:

Bisheriger Wortlaut der Textpassage des § 7 Gebihrenpflichtige (in der Fassung vom

01.01.2013):

» Zur Zahlung der Gebiihr ist verpflichtet, wer die Amtshandlung beantragt hat und wer durch die Amts-
handlung unmittelbar begiinstigt ist. Mehrere Gebiihrenpflichtige haften gesamtschuldnerisch. ¢
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Geanderter Wortlaut der Textpassage des § 7 Gebuhrenpflichtige (Beschlussvorschlag):

» Zur Zahlung der Gebiihr ist verpflichtet, wer die Amtshandlung beantragt hat oder wer durch die Amts-
handlung begiinstigt ist. Mehrere Gebiihrenpflichtige haften gesamtschuldnerisch. “

Begrindung:

Aufgrund einer Klage gegen eine Gebuhr fir ein arztliches Gutachten des Amtes 53 hat sich
herausgestellt, dass die Formulierung des § 7 der stadtischen Verwaltungsgeblhrensatzung
dahingehend anderungsbeduirftig ist, dass das Wort ,und" durch das Wort ,oder" ersetzt wird.
Denn bei Gutachtenauftragen des Amtes 53 stimmen der Beauftragende - zumeist eine Behor-
de - und der Beglnstigte - zumeist ein Beschaftigter der Behorde - nicht Gberein. Durch das
Wort ,oder” wird die Gebuhrenpflicht nicht ausgehebelt.

Ferner fuhrt das Wort ,unmittelbar® zu Irritationen und ist deshalb zu streichen, weil amtsarztli-
che Gutachten in der Regel nicht unmittelbar die untersuchte Person beglinstigen, sondern erst
(mittelbar) durch die Amtshandlung / Entscheidung, die auf der Grundlage bzw. unter Berlick-
sichtigung des arztlichen Gutachtens getroffen wurde.

I. V.

gez: Reinkemeier
Stadtkdmmerer

Anlage

V/0058/2014



	aktdatum
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FLD_SIDAT

